
einer nationalen Regelung entgegen, die bei Überschreitung der 
gesetzlichen, neunmonatigen Frist zur Aufstellung und Offenle­
gung des Jahresabschlusses gegenüber dem zuständigen Firmen­
buch(=Register-)gericht 

— ohne vorherige Stellungnahmemöglichkeit zum Bestehen der 
Offenlegungspflicht und zu allfälligen Hinderungsgründen, 
insbesondere ohne vorherige Prüfung, ob dieser Jahres­
abschluss überhaupt schon dem Registergericht der Haupt­
niederlassung vorgelegt wurde; und 

— ohne vorherige individuelle Aufforderung an die Gesellschaft 
oder an die vertretungsbefugten Organe, der Offenlegungs­
pflicht zu genügen; 

vom Firmenbuchgericht sofort die Verhängung einer Mindest­
geldstrafe von EUR 700,- über die Gesellschaft und über jedes 
der vertretungsbefugten Organe mangels gegenteiligen Nachwei­
ses unter der Fiktion, die Gesellschaft und ihre Organe hätten 
schuldhaft die Offenlegung unterlassen, verlangt; und bei wei­
terer Säumnis um jeweils zwei Monate sofort die weitere Ver­
hängung jeweils weiterer Mindestgeldstrafen von EUR 700,- 
über die Gesellschaft und über jedes der vertretungsbefugten 
Organe wieder mangels gegenteiligen Nachweises unter der Fik­
tion, die Gesellschaft und ihre Organe hätten schuldhaft die 
Offenlegung unterlassen, erfordert. 

( 1 ) Erste Richtlinie 68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 zur 
Koordinierung der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten 
den Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrages 
im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter vorgeschrieben sind, um 
diese Bestimmungen gleichwertig zu gestalten, ABl. L 65, S. 8 

( 2 ) Vierte Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 1978 aufgrund 
von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages über den Jahres­
abschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen, ABl. L 222, 
S. 11; geänderte Fassung ABl. 2006, L 224, S. 1 

( 3 ) Siebente Richtlinie 83/349/EWG des Rates vom 13. Juni 1983 auf­
grund von Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g) des Vertrages über den 
konsolidierten Abschluss, ABl. L 193, S. 1 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Baden- 
Württemberg (Deutschland) eingereicht am 16. August 

2011 — Katja Ettwein gegen Finanzamt Konstanz 

(Rechtssache C-425/11) 

(2011/C 331/12) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Baden-Württemberg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Katja Ettwein 

Beklagter: Finanzamt Konstanz 

Vorlagefrage 

Sind die Vorschriften des Abkommens zwischen der Europäi­
schen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 

Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizü­
gigkeit vom 21. Juni 1999 ( 1 ) (BGBl II 2001, 810 ff.), das am 2. 
September 2001 vom Bundestag als Gesetz beschlossen worden 
(BGBl II 2001, 810) und am 1. Juni 2002 in Kraft getreten ist 
(FZA bzw. Freizügigkeitsabkommen), insbesondere dessen Art. 
1, 2, 11, 16 und 21 sowie Anhang I Art. 9, 13 und 15 dahin 
auszulegen, dass sie es nicht zulassen, in der Schweiz lebenden 
Eheleuten, die mit ihren gesamten steuerpflichtigen Einkünften 
der Besteuerung in der Bundesrepublik Deutschland unterliegen, 
die Zusammenveranlagung unter Berücksichtigung des Splitting- 
Verfahrens zu verweigern? 

( 1 ) Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren 
Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
andererseits über die Freizügigkeit — Schlussakte — Gemeinsame 
Erklärungen — Mitteilung über das Inkrafttreten der sieben Abkom­
men mit der Schweizerischen Eidgenossenschaft in den Bereichen 
Freizügigkeit, Luftverkehr, Güter- und Personenverkehr auf Schiene 
und Straße, öffentliches Beschaffungswesen, wissenschaftliche und 
technische Zusammenarbeit, gegenseitige Anerkennung von Konfor­
mitätsbewertungen und Handel mit landwirtschaftlichen Erzeugnis­
sen, ABl. L 114, S. 6. 

Rechtsmittel, eingelegt am 18. August 2011 von der 
Gosselin Group NV, vormals Gosselin World Wide 
Moving NV, gegen das Urteil des Gerichts (Achte 
Kammer) vom 16. Juni 2011 in den verbundenen 
Rechtssachen T-208/08 und T-209/08, Gosselin Group NV 
und Stichting Administratiekantoor Portielje/Europäische 

Kommission 

(Rechtssache C-429/11 P) 

(2011/C 331/13) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Gosselin Group NV, vormals Gosselin World 
Wide Moving NV, (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte F. 
Wijckmans und H. Burez) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission und Stich­
ting Administratiekantoor Portielje 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerin beantragt, 

— i) das Urteil ( 1 ) aufzuheben, soweit nach Ansicht des Ge­
richts die beanstandeten Handlungen ihrem Wesen nach 
den Wettbewerb beschränken, ohne dass wettbewerbs­
beschränkende Wirkungen nachgewiesen werden müssen, 
und ii) die Entscheidung ( 2 ) (in ihrer geänderten Fassung 
und soweit sie für die Rechtsmittelführerin gilt) für nichtig 
zu erklären, da darin die wettbewerbsrechtlichen Auswirkun­
gen der Praktiken, für die die Rechtsmittelführerin verant­
wortlich gemacht wird, nicht nachgewiesen werden;
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— hilfsweise, i) das Urteil aufzuheben, soweit die Kommission 
sich nach Ansicht des Gerichts ausnahmsweise auf die 
zweite alternative Voraussetzung in Ziffer 53 der Leitlinien 
über den Begriff der Beeinträchtigung des zwischenstaatli­
chen Handels ( 3 ) stützen kann, ohne den Markt im Sinne 
von Ziffer 55 dieser Leitlinien ausdrücklich abzugrenzen, 
und ii) die Entscheidung (in ihrer geänderten Fassung und 
soweit sie für die Rechtsmittelführerin gilt) für nichtig zu 
erklären, da die Kommission darin nicht ordnungsgemäß 
dargelegt hat, dass die Praktiken den zwischenstaatlichen 
Handel spürbar beeinträchtigen; 

— hilfsweise, i) das Urteil aufzuheben, soweit die Kommission 
nach Ansicht des Gerichts weder bei der Beurteilung der 
Schwere der Zuwiderhandlung, noch bei den mildernden 
Umständen berücksichtigen musste, dass die Rechtsmittel­
führerin nicht an den schriftlichen Preisabsprachen und 
den Zusammenkünften teilgenommen hat, und ii) die Ent­
scheidung (in ihrer geänderten Fassung und soweit sie für 
die Rechtsmittelführerin gilt) aus denselben Gründen für 
nichtig zu erklären; 

— hilfsweise, i) das Urteil aufzuheben, soweit darin unter Be­
rufung auf u. a. eine Untergrenze von 15 % ein Anteil von 
17 % der einschlägigen Umsätze herangezogen wird, ohne 
alle relevanten 30 Umstände in Erwägung zu ziehen, und ii) 
die Entscheidung (in ihrer geänderten Fassung und soweit sie 
für die Rechtsmittelführerin gilt) aus denselben Gründen für 
nichtig zu erklären; 

— hilfsweise, i) das Urteil aufzuheben, soweit darin festgestellt 
wird, dass die Beteiligung der Rechtsmittelführerin im Zeit­
raum vom 31. Januar 1992 bis zum 30. Oktober 1993 
nicht verjährt ist, ii) die Entscheidung (in ihrer geänderten 
Fassung und soweit sie für die Rechtsmittelführerin gilt) für 
nichtig zu erklären, soweit sie der Rechtsmittelführerin die 
auf der Grundlage ihrer Beteiligung zwischen dem 31. Ja­
nuar 1992 und dem 30. Oktober 1993 berechnete Geld­
buße auferlegt, und iii) die Geldbuße entsprechend zu ver­
ringern; 

— der Europäische Kommission nach Art. 69 Abs. 2 der Ver­
fahrensordnung die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung ihrer Anträge trägt die Gosselin Group NV vor, 
dass das Gericht gegen das Unionsrecht verstoßen habe, indem 
es die von ihm festgestellten Sachverhaltselemente (Schutzange­
bote und Provisionen) rechtsfehlerhaft als Preisabsprachen und 
Marktaufteilungspraktiken eingestuft habe; zumindest sei das 
Urteil insoweit mangelhaft begründet. 

Hilfsweise macht die Gosselin Group NV geltend, das Gericht 
habe 

— bei der Beurteilung, ob eine spürbare Beeinträchtigung des 
zwischenstaatlichen Handels durch die betreffenden Prakti­
ken vorliege, die Regel verletzt, dass die Kommission ihre 
eigenen Leitlinien befolgen müsse; 

— im Rahmen der Festsetzung der Geldbuße bei der Beurtei­
lung, ob mildernde Umstände vorlägen, den Grundsatz des 
individuellen Charakters der Haftung sowie die Regel ver­
letzt, dass die Kommission ihre eigenen Leitlinien befolgen 
müsse; 

— bei der Festsetzung des Grundbetrags der Geldbuße die Be­
gründungspflicht, den Grundsatz des individuellen Charak­
ters der Haftung sowie die Regel verletzt, dass die Kommis­
sion ihre eigenen Leitlinien befolgen müsse. Im ersten Teil 
wird vorgetragen, das Gericht habe zu Unrecht entschieden, 
dass die Kommission sich auf Ziffer 23 der Leitlinien für 
Geldbußen ( 4 ) berufen könne. Im zweiten Teil wird gerügt, 
dass das Gericht einen Rechtsfehler begangen habe, indem es 
vom Vorliegen eines Mindestsatzes von 15 % des Umsatzes 
ausgegangen sei, der grundsätzlich der niederste Ausgangs­
wert für eine Buße für schwere Wettbewerbsbeschränkungen 
sei. Mit dem dritten Teil wird geltend gemacht, das Gericht 
habe rechtsfehlerhaft erwogen, dass 17 % gleich viel oder 
beinahe gleich viel seien wie 15 % und daraus gefolgert, 
dass nicht alle relevanten Umstände beachtet werden müss­
ten; 

— gegen Art. 25 der Verordnung Nr. 1/2003 ( 5 ) verstoßen, 
indem es entschieden habe, dass die Beteiligung der Gosselin 
Group NV an den betreffenden Praktiken im Zeitraum vom 
31. November 1992 bis zum 30. Oktober 1993 nicht ver­
jährt sei. 

( 1 ) Urteil des Gerichts (Achte Kammer) vom 16. Juni 2011 in den 
verbundenen Rechtssachen T-208/08 und T-209/08, Gosselin Group 
NV und Stichting Administratiekantoor/Europäische Kommission 
(im Folgenden: Urteil). 

( 2 ) Entscheidung C(2008) 926 endg. der Kommission vom 11. März 
2008 in einem Verfahren nach Artikel 81 (EG) und Artikel 53 EWR- 
Abkommen (Sache COMP/38.543 — Internationale Umzugsdienste) 
(im Folgenden: Entscheidung). 

( 3 ) Leitlinien über den Begriff der Beeinträchtigung des zwischenstaatli­
chen Handels in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags (ABl. 2004, 
C 101, S. 81). 

( 4 ) Leitlinien für das Verfahren zur Festsetzung von Geldbußen gemäß 
Artikel 23 Absatz 2 Buchstabe a) der Verordnung (EG) Nr. 1/2003. 

( 5 ) Verordnung (EG) Nr. 1/2003 vom 16. Dezember 2002 zur Durch­
führung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags niedergelegten 
Wettbewerbsregeln (ABl. 2003, L 1, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Alba — Secția 
comercială și de contencios administrativ (Rumänien), 
eingereicht am 22. August 2011 — Corpul Național al 
Polițiștilor in Prozessstandschaft für seine Mitglieder, die 
Polizeibediensteten des IPJ Alba/Ministerul Administrației 
și Internelor (MAI), Inspectoratul General al Poliției 
Române (IGPR) und Inspectoratul de Poliție al Județului 

Alba (IPJ) 

(Rechtssache C-434/11) 

(2011/C 331/14) 

Verfahrenssprache: Rumänisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Alba
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